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hängigkeit der griechischen Regierung vom 
„Diktat“ der Gläubiger, übersieht, dass es 
in allererster Linie politische Entscheidun-
gen und strukturelle Fehlentwicklungen in 
Griechenland waren, die das Land in seine 
tiefe Krise getrieben haben. Wer Solidarität 
der Partner einfordert, muss auch hinneh-
men, dass diese Partner Gegenleistungen 
fordern. 

qq Die Polemik gegen die deutsche „Domi-
nanz“ blendet aus, dass die europäischen 
Stabilitätsregeln von allen beteiligten Regie-
rungen vereinbart und unterschrieben wor-
den sind. Sie verstellt, auch in Frankreich, 
den Blick dafür, dass die Wachstums- und 
Beschäftigungskrise in vielen Ländern nicht 
auf Brüsseler oder Berliner „Austeritätsdik-
tate“ zurückzuführen ist, sondern auf natio-
nale Fehlentwicklungen und mangelnden 
Mut zu Veränderungen. 

qq Aber auch der in Deutschland weiterhin 
verbreiteten Mischung aus Unerbittlichkeit 
(gegenüber den Problemen der Schuldner-
staaten), Selbstgerechtigkeit (gegenüber 
mangelndem Reformmut der Nachbarlän-
der) und Larmoyanz (gegenüber der Politik 
der Europäischen Zentralbank und ihren 
Folgen für die Sparer) fehlt zunehmend 
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Nachdem das Drama der 
Flüchtlingskrise in den letz-
ten Monaten alle anderen 

Themen der europäischen Politik verdrängt hat-
te, schieben sich die offenen, bislang ungelösten 
Fragen der Wirtschafts- und Währungsunion 
(WWU) allmählich wieder in den Vordergrund. 
Die Einigung zur Griechenlandkrise vom Juli 
2015 und die Beschlüsse zur Bankenunion hat-
ten der Eurozone eine Atempause verschafft, 
aber sie ist noch längst nicht über den Berg. Die 
Zweifel an der Umsetzung der Reformen und 
Sparbeschlüsse in Griechenland sind nicht ver-
schwunden. Die Stabilitätsauflagen sorgen in 
manchen Ländern für anhaltende Polemiken ge-
gen die „Austeritätspolitik“ und die „deutsche 
Dominanz“, während die unkonventionelle Politik 
der Europäischen Zentralbank gegen eine dro-
hende Deflation in Deutschland zunehmend sur-
reale Polemiken auslöst. In den öffentlichen De-
batten wird es immer schwerer, den populisti-
schen Parolen von Links wie Rechts und ihren 
simplen Scheinlösungen entgegenzutreten.

Dabei ist das Strickmuster der zahlreichen  
„Opferdiskussionen“, die die Schuld an eigenen 
Problemen stets nach Brüssel abwälzen, so 
durchsichtig wie unglaubwürdig. Einige Beispiele: 

qq Das Lamento über die „Konfiszierung der 
Demokratie“ in Griechenland, d.h. die Ab-

dfi analyse

Finanzmini-
ster Wolfgang 
Schäuble bei 
einer Tagung 
deutscher 
und französi-
scher Wirt-
schaftswis-
senschaftler, 
vorbereitet 
vom dfi.
Quelle: dfi
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Maß und Mitte. Nein, Deutschland ist nicht 
Opfer der WWU, im Gegenteil: seine Wirt-
schaft profitiert vom gemeinsamen Wirt-
schafts- und Währungsraum. Es ist auch 
nicht Opfer der EZB-Nullzinspolitik, selbst 
wenn man diese durchaus kritisch bewer-
ten kann. Und manchen bissigen Kommen-
tator der Reformblockaden in den Nachbar-
ländern möchte man gerne fragen, wo 
denn der Reformmut in Deutschland ge-
blieben ist.

Gemeinsam ist allen diesen Polemiken ihre Un-
fähigkeit, wenn nicht ihre explizite Weigerung, 
die Komplexität der Probleme und den notwendi-
gen Kompromisscharakter jeglicher europäi-
scher Lösung zu sehen.

Die deutsch-französische 
Konsensmaschine

In dieser Situation tut es gut, die Stimme zweier 
politischer Akteure zu vernehmen, die in den 
vergangenen Jahren an vorderster Linie standen 
und Verantwortung übernommen haben, wenn 
es darum ging, die seit 2010 ausgebrochene Kri-
se im Euroraum in den Griff zu bekommen. Die 
beiden Finanzminister Michel Sapin und Wolf-
gang Schäuble haben ein gemeinsames Buch 
verfasst, das in langen Gesprächen mit zwei 
Journalisten entstanden ist und sich als wahres 
Kontrastprogramm zu dem Jahrmarkt der Popu-
lismen liest, der sich in der öffentlichen Debatte 
breit gemacht hat. Beide Politiker diskutieren 
über ihre Erfahrungen in der europäischen Kri-
senpolitik der vergangenen Jahre, ihre jeweiligen 
Handlungsansätze sowie die dahinter stehenden 
Motive. Darüber hinaus tauschen sie sich aus-
führlich zu tiefer gehenden Aspekten aus, etwa 
zur nationalen und europäischen Identität, und 
werfen auch einen kritischen Blick auf den Zu-
stand der französischen und der deutschen Wirt-
schaft, auf Stärken, Schwächen, versäumte und 
notwendige Reformen.1 
So ist ein differenzierter, teils gekreuzter Blick 
auf die unterschiedlichen Fundamente von Poli-
tik und Wirtschaft in Frankreich und Deutsch-
land entstanden. Die wirtschaftlichen Stärken 
und Schwächen beider Länder werden in aller 
Offenheit und auch selbstkritisch angesprochen, 
etwa wenn Michel Sapin anmerkt: „Ganz eindeu-
tig hätten wir in den letzten zehn Jahren grundle-
gende Reformen gebraucht, um unsere Wirt-
schaft wettbewerbsfähig zu machen. Während 
Deutschland diese vollzogen hat, hat Frankreich 
es objektiv nicht gemacht. Wir bezahlen heute 
für unsere Untätigkeit der letzten zehn Jahre“ 
(S. 115). Schäuble spricht seinerseits die man-
gelnde Innovationsfreundlichkeit der Gesell-
schaft und eine zuweilen ausufernde Bürokratie 
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teilt, dass die Reformen gut für das Land 
sind.“ (S. 125) Wolfgang Schäuble hält da-
gegen, dass ein gewisser Druck erforder-
lich sei, damit Reformen überhaupt zustan-
de kommen: „Manche europäischen Län-
der würden leichter zu Reformen in ihren 
Arbeitsmärkten kommen, wenn sie nicht 
hoffen würden: Die Europäische Zentral-
bank wird mit ihrer Geldpolitik schon das 
Schlimmste verhüten.“ (S. 123). 

qq Griechenland-Krise: Ein klarer Dissens be-
steht in der Frage eines temporären Grexit, 
der von Schäuble in die Diskussion ge-
bracht und von Frankreich klar abgelehnt 
wurde.  Gemeinsam ist hingegen die Ein-
schätzung der monatelangen Hinhaltetaktik 
der Regierung Tsipras gegenüber den EU-
Partnern als „ärgerlich und unerträglich“ 
(Sapin) und „frustrierend“ (Schäuble) und 
des vom griechischen Premier anberaum-
ten Referendums als „feindseliger Akt“ (Sa-
pin). Beide sind sich einig, dass vor Gesprä-
chen über Schuldenerleichterungen Refor-
men in Griechenland zu stehen hätten, 
auch wenn Sapin jetzt auf rasche Gesprä-
che über Schuldenerleichterungen drängt, 
die Schäuble weiterhin als weniger dring-
lich ansieht. Sapin verweist darauf, dass er 
zu Beginn der Verhandlungen die griechi-
sche Seite vor dem Versuch gewarnt habe, 
einen Keil zwischen Deutschland und 
Frankreich zu treiben. Beide Politiker sehen 
in den Vereinbarungen vom Juli 2015 eine 
Chance. Griechenland müsse die Reformen 
umsetzen und neues Vertrauen schaffen, 
damit wieder Investoren ins Land kommen. 

an, die die wirtschaftliche Anpassung und Ent-
wicklung in Deutschland hemmen.

Bezüglich der Wirtschaftspolitik werden oft 
grundlegende Gemeinsamkeiten, aber auch un-
terschiedliche Akzente deutlich.

qq Haushaltspolitik: Der Schuldenabbau ist für 
beide Politiker unabdingbar. Dabei fordert 
Michel Sapin, europäische Stabilitätsregeln 
nicht starr anzuwenden, sondern „mit Au-
genmaß vor[zu]gehen, mit Rücksicht auf 
die jeweilige wirtschaftliche Entwicklung“. 
Und: „Wir brauchen eine Anwendung der 
Regeln, die nicht einfach nur mechanisch 
erfolgt, es muss bei diesen Dingen eine po-
litische Herangehensweise geben“ (S. 145). 
Wolfgang Schäuble entgegnet, nichts sprä-
che gegen eine „intelligente Anwendung“ 
der Regeln. Er verweist darauf, dass Frank-
reich in den letzten Jahren zusätzliche Zeit 
bekommen habe, um seine Neuverschul-
dung zu reduzieren. Aber es müsse „in den 
Mitgliedstaaten ein Mindestmaß an Ver-
trauen vorhanden sein, dass das, was man 
als Regel vereinbart, auch eingehalten 
wird“ (S. 151). 

qq Europäische Regeln und Reformpolitik: 
Michel Sapin fordert eine wachstums-
freundliche Begleitung der Reformen durch 
die europäische Finanzpolitik und sorgt 
sich um die fehlende Zustimmung der Bür-
ger zu Europa: „Um diese Zustimmung wie-
derzuerlangen, muss man wieder die Lust 
auf Europa wecken. Und Lust auf Europa 
entsteht nicht durch Druck und durch Dis-
ziplin, sie entsteht, wenn man die Ansicht 

Cover der deutschen Ausgabe des Buches. Cover der französischen Ausgabe des Buches.
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qq Zukunft der WWU: Einig sind sich beide Poli-
tiker in der Analyse, dass die Währungsuni-
on dringend einer Ergänzung durch eine 
„Wirtschaftsunion“ bedarf. Darunter ver-
steht Sapin eine stärker koordinierte Haus-
haltspolitik, die Bankenunion, einen „ge-
meinsamen fiskalischen Sockel“ in der 
Steuerpolitik sowie strukturpolitische Pro-
gramme für Innovation und Wettbewerbsfä-
higkeit. Schäuble setzt zusätzliche Akzente: 
europäische Infrastrukturen, Energie, Digi-
talökonomie, und warnt vor europäischen 
„Überregulierungen“. Intelligente regulative 
Rahmenbedingungen hält er dabei für wich-
tiger als die oftmals überschätzte Finanzpo-
litik.   

qq Europäische Institutionen: Wolfgang 
Schäuble formuliert ehrgeizige Ziele. Er 
wünscht sich „möglichst bald europäische 
Institutionen (…), die einen Teil dessen, was 
heute nationale Institutionen wahrnehmen, 
für uns alle wahrnehmen – demokratisch 
legitimiert, aber nicht mehr unter der Regie 
nationaler Regierungen.“ (S. 155). Aber de-
ren Konturen bleiben weitgehend im Unge-
wissen, auch weil die Meinungsbildung dar-
über in beiden Ländern noch nicht abge-
schlossen ist. Überdies schließen die 
schwierige Situation in Frankreich und ge-
nerell das europaskeptische Meinungskli-
ma rasche institutionelle Reformen zumin-
dest vor 2017 aus. Sapin und Schäuble plä-
dieren daher zunächst für eine Politik der 
kleinen Schritte: Nationale Hausaufgaben 
erledigen, um die Anpassungs- und Innova-
tionsfähigkeit in beiden Ländern zu verbes-
sern und neue Wachstumsperspektiven zu 
eröffnen; auf europäischer Ebene Verstär-
kung der Investitionen und Initiativen zu-
gunsten einer „Digital- und Energieunion“ 
(Schäuble, S.153). Erst konkrete Erfolge auf 
diesen und anderen Feldern könnten dazu 
beitragen, die Einstellungen der Bevölke-
rung zu Europa positiv zu verändern.

„Anders gemeinsam“ -  der deutsche Titel der 
Publikation verweist auf die seit jeher bestehen-
de, in entscheidenden Situationen oft produktive 
Spannung zwischen Differenzen und gemeinsa-
mer Arbeit an Kompromissen für Europa. In ei-
ner Zeit, in der Brüssel-Bashing links wie rechts 
zur Mode geworden ist, ist es ermutigend zu er-
fahren, mit welcher Beharrlichkeit beide Politiker 
trotz aller Differenzen und engen Spielräume im-
mer wieder pragmatisch Gemeinsamkeiten aus-
zuloten versuchen. Dies geschieht aus einer Art 
europäischer Verantwortungsethik heraus, die 
erkennt, dass jeder Rückfall in nationale Egois-
men ein verhängnisvoller Trugschluss wäre. Die-

ses Leitmotiv hat auch den Titel der französi-
schen Ausgabe des Buches („Jamais sans 
l’Europe“) inspiriert. Es ist wohltuend zu lesen, 
wie der deutsche Christdemokrat und der fran-
zösische Sozialist ihre Differenzen nicht ver-
schweigen, gleichzeitig aber auch Verständnis 
für die Zwänge des Nachbarn äußern und nach 
gangbaren gemeinsamen Wegen in Europa su-
chen.

Grenzen des gouvernementalen 
Pragmatismus

Man mag sich über manche Übersetzungsfehler 
oder die diplomatischen Eiertänze mokieren, die 
die Entstehung dieses Buches begleitet haben.2 
Es ist auch richtig, dass eine wirklich offene De-
batte zur Zukunft der EU und der Währungsuni-
on, die über die bekannten Regierungspositio-
nen hinausginge, nicht stattfindet. Dies ist sicher 
dem Charakter der Veröffentlichung geschuldet. 
Beide Minister sind eingebunden in ihre jeweilige 
Regierungspolitik, und man darf davon ausge-
hen, dass der gesamte Text auch „von oben“ 
(beide Regierungschefs haben ein Vorwort ver-
fasst) genau gelesen und gegebenenfalls auch 
korrigiert worden ist.
Dies ändert nichts daran, dass die Gespräche 
zwischen Wolfgang Schäuble, Michel Sapin und 
den Journalisten Dominique Seux und Ulrich  
Wickert einen guten, anschaulichen, immer wie-
der sehr konkreten Einblick in die unterschiedli-
chen Problemlagen, Denkmuster und Hand-
lungsansätze beider Länder vermitteln, ebenso 
wie in die Mechanismen der deutsch-französi-
schen „Konsensfindungsmaschine“.  Es wird 
deutlich, wie steinig der Weg zu deutsch-franzö-
sischen Gemeinsamkeiten und europäischen Lö-
sungen ist, wie viel gemeinsame europäische 
Grundüberzeugung, Verständnis für Handlungs-
zwänge und Sorgen des Partners, sowie Pragma-
tismus und Mut zu unvollkommenen Kompromis-
sen notwendig sind, um solchen Lösungen den 
Weg zu ebnen. Es sind diese Tugenden, die alle 
wichtigen Meilensteine der europäischen Integ-
ration ermöglicht haben.
Reicht dies aus, um die Bürger für Europa, für 
die Wirtschafts- und Währungsunion zu gewin-
nen? Hier liegt die eigentliche Grenze des Bu-
ches. Beide Protagonisten verkörpern in hervor-
ragender Weise die gouvernementale Hand-
lungslogik, wie sie die deutsch-französische Re-
gierungszusammenarbeit kennzeichnet: Pragma-
tismus, Sachorientierung, Suche nach 
Gemeinsamkeiten, Verzicht auf Zuspitzung und 
Polemik. Diese Tugenden haben es im Raum der 
öffentlichen Debatten aber zunehmend schwer, 
weil die offene Auseinandersetzung zwischen 
politischen Konzepten und Interessen in einer 
Demokratie immer mit einem gewissen Maß an 
Leidenschaft, Streitlust und Polarisierung ver-
bunden ist. Es geht schließlich um kontroverse 
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sitionen und Entscheidungen, die jeden Bürger 
direkt betreffen. Auf dieses Feld der politischen 
Auseinandersetzung konnten und wollten sich 
beide Minister nicht begeben.
Hier zeigt sich der Grundwiderspruch zwischen 
der weitgehenden Vergemeinschaftung wichtiger 
Politikfelder in der Währungsunion und der feh-
lenden politischen Union, die entsprechende öf-
fentliche Debatten, Abstimmungen und Kontrol-
len auf europäischer Ebene zulassen würde. 
Deshalb werden wichtige wirtschafts- und sozial-
politische Weichenstellungen in Europa weiterhin 
hinter verschlossenen Türen von intergouverne-
mentalen Gremien oder von der politisch unab-
hängigen Europäischen Zentralbank getroffen; 
dazu kommen noch Regelwerke (Stabilitäts- und 
Wachstumspakt, Fiskalpakt), die die Handlungs-
autonomie der nationalen Regierungen empfind-
lich einschränken. Weil Entscheidungen in der 
Eurokrise zunehmend auf intergouvernementale 
Weise fallen, kommt das Europäische Parlament 
als einziges Forum, in dem eine offene politische 
Debatte europäischer Politik stattfindet, zu we-
nig zum Zuge. Die Frustration vieler Bürger und 
Wähler, deren Teilhabe- und Mitsprachean-
spruch an die Mauer vermeintlich technokrati-
scher Entscheidungen „von oben“ stößt, ist ver-
ständlich. Sie nährt die Entfremdung zwischen 
den Bürgern einerseits, der „etablierten“ Politik 
und Europa andererseits, und führt zu den ein-
gangs angesprochenen, zunehmend hysteri-
schen Populismen von rechts und links.

Kleine Schritte vor großen 
Entwürfen

In einem solchen Meinungsklima hat es der von 
Sapin und Schäuble vertretene nüchterne Prag-
matismus schwer, Begeisterung zu entfachen. 
Aber wo ist die Alternative, wenn es darum geht, 
europäische Politik und Bürger wieder einander 
anzunähern? Der Weg zurück zur nationalen Po-
litik jedenfalls ist eine Sackgasse. Dies gilt so-
wohl für die Rückkehr zu nationalen Währungen 
als auch für die Renationalisierung der Haus-
halts- und Wirtschaftspolitik unter Beibehaltung 
des Euro. Die Entwicklung eines europäischen 
Solidarraumes wäre unter diesen Bedingungen 
nicht denkbar, während der Reformdruck, der 
auf Ländern mit Strukturproblemen lastet, nicht 
geringer würde. Umgekehrt wäre der Weg zu ei-
ner politischen Union, mit gestärkten europäi-
schen Institutionen, Verfahren und parlamentari-
schen Kontrollen, zwar die logische Folge der 
Währungsunion – und die Voraussetzung für 
neue Instrumente finanzieller Solidarität. Damit 
könnten auf europäischer Ebene politische Ent-
scheidungen mit demokratischer Legitimation 
erleichtert werden, ergänzt durch eine demo-
kratisch-parlamentarische Kontrolle und Legiti-
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mation. Indessen ist dieser Weg, wenn über-
haupt, nur mittel- bis langfristig gangbar, denn er 
setzt Vertragsreformen voraus, die derzeit in vie-
len Ländern innenpolitisch nicht durchsetzbar 
sind.
Auch deshalb sind im Augenblick weniger die 
großen Entwürfe gefragt als vielmehr Krisenma-
nagement und Konsolidierung des Erreichten, 
um die schleichende Erosion oder gar das Ausei-
nanderbrechen der Währungsunion zu verhin-
dern. In diesem Zusammenhang ist die deutsch-
französische Regierungszusammenarbeit, bei al-
ler berechtigten Kritik an ihren Mängeln, weiter-
hin unverzichtbar. Sie war es, die in den vergan-
genen Jahren entscheidende Beiträge dazu 
geleistet hat, die Währungsunion wetterfester zu 
machen. Vergessen wir nicht, dass die europäi-
sche Währungsunion ohne gleichzeitige politi-
sche Union ein historisch einmaliges Projekt war 
und ist, dass es keine Blaupause für die Über-
windung ihrer Krise seit 2010 gegeben hat, dass 
insofern Irrtümer und Fehlentwicklungen nicht 
auszuschließen waren, und schließlich, dass es 
sehr unterschiedliche Vorstellungen über die 
Funktionsweise und Weiterentwicklung der Wäh-
rungsunion gab und gibt. Gemessen daran, stel-
len die inzwischen erreichten Fortschritte (Euro-
päischer Stabilitätsmechanismus, verbesserte 
Stabilitätsregeln, Überwachung der nationalen 
Haushaltsentwürfe, Fiskalpakt, Bankenunion, 
Juncker-Plan für Investitionen) eine große Leis-
tung dar.

Dies wird indessen nicht reichen. Nunmehr geht 
es darum, für die rasche Umsetzung gefasster 
Beschlüsse zu sorgen, die Respektierung der Re-
geln und Vereinbarungen durch alle Länder der 
Eurozone zu gewährleisten, aber auch die Impul-

se für Investitionen und Wachstum in Europa zu 
verstärken, um die Reform- und Konsolidierungs-
prozesse in den Krisenländern zu begleiten und 
zu erleichtern. Deutsch-französische Initiativen, 
etwa im Bereich der digitalen Ökonomie, könn-
ten hier neue Impulse setzen. Andere Fragen 
werden zu behandeln und zu entscheiden sein, 
etwa die Forderung einer weiteren Schuldener-
leichterung für Griechenland oder der Ruf nach 
flexiblerer Anwendung der Stabilitätsregeln für 
Länder, die effektiv strukturelle Reformen durch-
führen. Darüber hinaus würde man sich wün-
schen, dass beide Regierungen deutlicher als 
bisher eine Initiative zur Dynamisierung der Wirt-
schafts- und Währungsunion ergreifen. Dabei 
geht es darum, ein optimales Zusammenspiel 
zwischen Stabilitätsregeln, strukturellen Refor-
men, nachhaltigen öffentlichen Finanzen, Fiskal-
politik und dem wirtschaftspolitischen Ord-
nungsrahmen für eine Wachstumsstrategie in 
Europa zu erreichen.
In diesem Zusammenhang darf man gespannt 
sein auf den vom deutsch-französischen Minis-
terrat noch für dieses Jahr angekündigten „ge-
meinsamen Beitrag (…), um den politischen und 
instititutionellen Rahmen, die gemeinsamen 
Instrumente und die längerfristig relevanten 
rechtlichen Grundlagen in der Eurozone zu prü-
fen.“ Entsprechende Vorschläge sind schon vom 

italienischen Finanzminister q Pier Carlo Padoan 
oder von den beiden Notenbankpräsidenten 
q François Villeroy de Galhau und Jens Weid-
mann gemacht worden, um nur zwei Beispiele zu 
nennen. Ein entsprechendes deutsch-französi-
sches Signal, das eine gangbare, pragmatische 
Perspektive für die Entwicklung der kommenden 
Monate und Jahre aufzeigen würde, könnte zur 
dringend notwendigen Vertrauensbildung beitra-
gen.
Es ist viel politische Kärrnerarbeit angesagt, be-
vor man sich an die längerfristig unausweichli-
che Neufundierung der Währungsunion machen 
kann. Die von Michel Sapin und Wolfgang 
Schäuble in ihrem Buch aufgezeigte Methode 
pragmatischer, mühseliger Kompromissfindung 
unter oft wechselnden europäischen und innen-
politischen Rahmenbedingungen mag in vieler 
Hinsicht unbefriedigend sein, aber sie bleibt un-
verzichtbar.

1 Wolfgang Schäuble, Michel Sapin: Anders gemeinsam. Ein 

deutsch-französisches Gespräch über Flüchtlinge, Griechen-

land, Europa, den Euro und die schwarze Null, Hamburg: Hoff-

mann und Campe 2016, 252 S., S.9.
2 So Cerstin Gammelin und Leo Klimm: Meine Zeile, deine 

Zeile, in: Süddeutsche Zeitung, 18.3.16, S.1.

Henrik Uterwedde q uterwedde@dfi.de

Angela Merkel und François Hol-
lande beim 18. Deutsch-Franzö-
sischen Ministerrat am 7. April 
2016 in Metz. Quelle: Instagram
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Buchpräsentation in Bordeaux
Die Ergebnisse des Forschungsprojekts zur 
nachhaltigen Stadtentwicklung, das vom 
dfi in Zusammenarbeit mit der Wüstenrot 
Stiftung realisiert wurde, sind am 15. März 
in den Räumen des Kommunalverbands 
„Bordeaux Métropole“ einem Fachpubli-
kum vorgestellt worden. 

Drei der französischen Autoren (Jean-Baptiste Ri-
gaudy, Sébastien Fournier und Laurent Gaillard) 
erläuterten während der Podiumsdiskussion die 
Besonderheiten ihrer städtischen Großräume 
Bordeaux, Lille und Grenoble. Der Projektleiter 
am dfi, Dominik Grillmayer, brachte die Perspek-
tive der deutschen Fallstudien ein. Unter der 
fachkundigen Moderation des Journalisten 
Etienne Millien (Sud Ouest) zeichneten sich, 

trotz aller Unterschiede, einige gemeinsame Be-
obachtungen zwischen den beteiligten Städten 
deutlich ab. Erste Beobachtung: Die Nachhaltig-
keitsstrategie muss den jeweiligen geographi-
schen, sozialen und städtebaulichen Bedingun-
gen Rechnung tragen. Das bedeutet, dass flexi-
ble Regeln mehr praktische Fortschritte erlau-
ben als rigide Vorgaben. Zweitens: Viel hängt 

von den Gouvernance-Strukturen ab, die sich in 
den städtischen Gremien entwickelt haben. Drit-
tens: Erfolge hat man vor allem dann, wenn die 
gewählten Bürgermeister eine langfristige Strate-
gie verfolgen können und die Planungen nicht 
beim ersten politischen Wechsel an der Spitze 
der Stadt völlig infrage gestellt werden. 
Einig waren sich alle Anwesenden auch darin, 
dass die entscheidende Ebene für einen effekti-
ven Kampf gegen den CO

2
-Ausstoß die kommu-

nale Ebene sein muss. Hier erfahren die Men-
schen konkret und im Alltag, was sich ändert. 
Hier können politische Vorgaben in lokales Han-
deln überführt werden. Hier kann im direkten 
Kontakt mit den Bürgerinnen und Bürgern ein 
Umdenken im alltäglichen Konsum- und Mobili-
tätsverhalten gefördert und begleitet werden. 
Oberbürgermeister Alain Juppé, dem die nach-
haltige Entwicklung des Großraums Bordeaux 

Fortsetzung auf Seite 5
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Stipendienprogramm für Nachwuchswissenschaftler 

Das Deutsch-Französische Institut startete 
im Herbst 2014 ein neues Stipendienpro-
gramm für Nachwuchswissenschaftler mit 
Unterstützung der Gips-Schüle Stiftung und 
der Wüstenrot-Stiftung. Ziel des Programms 
ist die Förderung junger Wissenschaftler der 
Geistes- und Sozialwissenschaften durch ei-
nen mehrmonatigen Aufenthalt am dfi. Die 
Förderung richtet sich an Franzosen und 
Deutsche, aber auch an Wissenschaftler an-
derer Länder, die sich mit Themen beschäfti-
gen, die für die deutsch-französischen Bezie-
hungen von Interesse sind.
Die beiden derzeitigen Stipendiaten Martin 
Schiller und Vincent Lebrou stellen sich hier 
kurz vor.

Martin Schiller ist Doktorand an der Ar-
beitsstelle „Internationale Kommunikati-
on“ des Instituts für Publizistik und Kom-
munikationswissenschaft der Freien Uni-
versität Berlin. 

Die Rolle von Medien im Bereich Außenpolitik in 
westlichen Demokratien ist vielschichtig und zu-
gleich eingeschränkt. So zeigen Befunde in der 
Forschung, dass – trotz globalisierter Strukturen 
- die Orientierung von Leitmedien am Meinungs-
spektrum der nationalen politischen Eliten be-
sonders ausgeprägt ist. Doch welche Faktoren 
bedingen diese Elitenprägung im Einzelnen, wie 
schlägt sie sich in verschiedenen Mediensyste-
men nieder und welchen Einfluss haben interna-
tionale Krisen auf den Staat-Medien Nexus? In 
meiner Arbeit untersuche ich diese Fragestellun-
gen anhand der Berichterstattung von deut-
schen und französischen Printmedien über die 
frühe Phase der Umbrüche in Nordafrika 2011. 
Betrachtet man den außenpolitischen Kurs 
Deutschlands und Frankreichs vom Beginn der 
Proteste in Tunesien bis hin zur Entscheidung 
über eine militärische Intervention in Libyen, 
stellen sich beide Länder einserseits als unter-
schiedliche Fälle dar. Andererseits scheint in 
beiden Ländern ein Zusammenhang zwischen 
Diskurskonstellationen in Parlament und Medi-
enberichterstattung zu bestehen. Zur empiri-
schen Überprüfung meiner Thesen führe ich  
eine Inhaltsanalyse auf der Basis von Pressearti-
keln und politischem Kommunikationsmaterial 
durch. Die Frankreich-Bibliothek des dfi ist da-
bei eine wertvolle Ressource, um bestehende 
vergleichende Literatur zu sichten, Lücken im 
Forschungsstand aufzuzeigen und den Presse-
Datenkorpus anzureichern. 

Martin Schiller q martin.schiller@fu-berlin.de

Vincent Lebrou ist Doktor der Politikwissen-
schaft der Universität Straßburg. Er hat sei-
ne Doktorarbeit in Politikwissenschaft im 
September 2015 verteidigt. Der Titel lautet: 
„Europa weit weg von Brüssel: Akteure und 
Herausforderungen der Implementierung der 
Europäischen Kohäsionspolitik in Frank-
reich“. 

Seine wissenschaftlichen Arbeiten behandeln die 
Veränderungen des europäischen Regierens sowie 
deren Auswirkungen auf die lokalen Verwaltungen 

und die Projektträger, denen die Strukturfonds aus 
Brüssel zufließen. Seit den frühen 2000er Jahren 
sind die Maßnahmen der Europäischen Institutio-
nen zunehmend von Leistungszielen gekennzeich-
net. Projektfinanzierung oder Benchmarking sind 
zwei gute Beispiele dieser Veränderungen der eu-
ropäischen Politik, die nunmehr Wirtschaftlichkeit, 
finanzielle Transparenz oder die Ausgabenkontrolle 
stärker in den Blick nimmt. Derlei Vorgaben blei-
ben nicht ohne Auswirkung auf den Alltag der Ak-
teure, die mit der Umsetzung der Kohäsionspolitik 
beauftragt sind, welche ihrerseits das wichtigste 
Interventionsinstrument der europäischen Instituti-
onen in den Mitgliedsstaaten darstellt und selbst 
stark von diesen Veränderungen betroffen war. Die 
Doktorarbeit zeigt, dass Europa als wichtiger Sozi-
alisierungsvektor für die Prinzipien des New Public 
Management fungiert und dabei in dieselbe Rich-
tung geht wie die Zielsetzungen und Auswirkungen 
der Modernisierungspolitik nationaler und lokaler 
Verwaltungen. 

Vincent Lebrou q vincentlebrou@yahoo.fr

seit seiner ersten Wahl 1995 ein persönliches 
Anliegen ist, hatte zu der Veranstaltung eingela-
den. Er wurde an dem Diskussionsabend vertre-
ten durch seinen langjährigen stellvertretenden 
Bürgermeister Michel Duchène, der die Nachhal-
tigkeitsstrategie seit 20 Jahren an entscheiden-
der Stelle begleitet. In seinen Diskussionsbeiträ-
gen zu den Erfahrungen in Bordeaux mit den so 
genannten „Écoquartiers“ klang ein gewisser 
Zweifel durch, ob die politischen Entscheidungen 
letzten Endes dazu geführt haben, dass die Men-
schen in ihren Wohnsituationen tatsächlich zu-
frieden sind. Eine weitere Sorge wurde in der 
Diskussion mit dem Publikum geäußert: Wäh-
rend es heute gut möglich ist, bei Neubauten ho-
he Umweltstandards einzufordern und umzu-
setzen (weniger Energiebedarf, vor allem bei der 
Heizung), wird im Altbaubestand weiterhin auf 
hohem Niveau Energie verschwendet. Die enor-
men Kosten, die bei einer umfassenden Moder-
nisierung und Sanierung anfallen würden, kön-
nen weder von der öffentlichen Hand noch von 
den Privateigentümern geleistet werden. Wäh-
rend der Diskussion wurde ebenfalls erörtert, 

Am 20. Juni 2016 wird das Buch auf Einla-
dung von Oberbürgermeister Dr. Frank Men-
trup im Rahmen einer Podiumsdiskussion in 
Karlsruhe vorgestellt (siehe q Termine)

welche Konsequenzen sich aus der zunehmen-
den Urbanisierung der großen städtischen Räu-
me in Europa ergeben: Das Umland läuft die 
doppelte Gefahr, völlig zersiedelt und zudem von 
der Anbindung an das Zentrum abgeschnitten 
zu werden. Die bewusste Entwicklung dieser 
umliegenden Räume ist eine der dringenden Zu-
kunftsaufgaben für die Metropolregionen und 
trifft die deutsche und französische Situation 
gleichermaßen. Der vergleichende Ansatz zwi-
schen deutschen, französischen und auch wei-
teren europäischen städtischen Räumen hat 
sich bewährt und wird auch in Zukunft durch 
den Austausch von Erfahrungen fruchtbare Er-
gebnisse erbringen.

Frank Baasner q baasner@dfi.de

(v.li.n.re.) Sébastien Fournier, Dominik Grillmayer, Etienne Millien, Laurent Gaillard und Jean-Baptiste 
Rigaudy. Quelle: Didier Doustin, Bordeaux Métropole

Vincent Lebrou (li.) und Martin Schiller (re.), 
Stipendiaten beim dfi. Quelle: dfi
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Erstes On y va-Seminar in Ludwigsburg 
Vom 4. bis zum 6. März 2016 fand in Lud-
wigsburg das erste Seminar im neuen Pro-
gramm „On y va – auf geht’s – let’s go“! 
statt. 11 Teilnehmer aus Deutschland, 
Frankreich, den Niederlanden, Italien, Est-
land und dem Senegal waren dabei; drei 
der sechs geförderten Projekte waren ver-
treten: „Palaver-Platz: meine Umwelt, mein 
Engagement“, „Internationales Jugendmu-
sikfestival“ und „Mach die Augen auf!“.

Das engagierte und motivierte Interesse, etwas 
zu bewegen, das alle Teilnehmer gemeinsam ha-
ben, sorgte für ein schnelles Kennenlernen und 
vertiefte Gespräche über Länder, Sprachen und 
Projekte hinweg. Unterstützt durch das dfi re-
flektierten die Teilnehmer in den jeweiligen Pro-
jektteams ihre Arbeit, sprachen über Herausfor-
derungen und beschrieben ihre Kooperations-
wege. Dabei zeigte sich, dass die persönlichen 
Kontakte, das Vertrauen im Team und die Unter-
stützung in der eigenen Institution Faktoren für 
die gute Planung und die erfolgreiche Durchfüh-
rung eines (internationalen) Projekts sind.
Nach dieser Zeit in Projektteams kamen am 
Samstagmittag einige Ehemalige des Programms 
und Interessierte dazu. In einer Präsentations-
runde wurden neben der Robert Bosch Stiftung 
und dem dfi alle Projekte und Projektideen vor-
gestellt. Das Interesse war groß und Fragen so-
wie Tipps kamen immer prompt. Hier zeigte sich 
deutlich, dass es sich lohnt, ein On-y-va-Netz-
werk engagierter Bürger zu pflegen und auszu-
bauen.

Am nächsten Tag kamen die 
insgesamt 15 Teilnehmer in 
die Villa, in der das dfi beher-
bergt ist und erhielten in dies-
mal sprachlich getrennten 
Workshops Tipps und Ideen 
für die Bewerbung, für die finanzielle Steuerung 
eines Projekts und zu interkulturellen Aspekten. 
Parallel fand für die Interessenten ein Antrags-
workshop statt.
In den nächsten Monaten werden die 6 geför-
derten Projekte umgesetzt. Beim nächsten Se-

minar werden die Teilnehmer die Möglichkeit ha-
ben, sich wieder zu sehen; dann allerdings als 
Ehemalige.

Bénédicte King q king@dfi.de

Sie planen ein gemein-
nütziges Austauschprojekt 
mit frühestem Beginn im 
Dezember 2016?
Sie haben Partner in der 
EU? Dann sind Sie richtig 
beim Ideenwettbewerb „On 
y va“. Bewerben Sie sich 
jetzt für die dritte Runde. 
Bewerbungsschluss ist am 
7.10.2016.
Mehr Informationen auf 
q www.auf-gehts-mitma-
chen.eu 

Die Teilnehmer des 
On y va-Seminars im dfi. 
Quelle: dfi

Das Team des Projekts „Internationales  Jugendmusikfestival“ reflek-
tiert die eigene Arbeit, unterstützt von Prof. Frank Baasner, dfi, und 
Jacob Düringer, RBSG. Quelle: dfi

mailto:king@dfi.de
http://www.auf-gehts-mitmachen.eu
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François Fillon informiert sich über „Azubi-BacPro“
Das grenzüberschreitende Projekt in der Berufsbildung erfährt Aufmerksamkeit 

Am Donnerstag, 17. März 2016, stand das 
kleine, aber dynamische Berufsgymnasium 
(lycée professionnel) im elsässischen Pul-
versheim, nördlich von Mulhouse, im Mit-
telpunkt der Aufmerksamkeit. François Fil-
lon, Premierminister Nicolas Sarkozys und 
ehemaliger Bildungsminister, reist derzeit 
im Rahmen der Kandidatenkür der rechten 
Parteien für die nächste Präsidentschafts-
wahl durch Frankreich. Dadurch will er sei-
ne Bekanntheit steigern und sich die Un-
terstützung wichtiger Parteigrößen jen-
seits des Pariser Mikrokosmos sichern. 
Vor allem aber, so Fillon, suche er nach gu-
ten Ideen und Beispielen, wie Frankreich 
aus der derzeitigen Stagnation herauszu-
führen sei. 

Ein für ihn besonders interessantes Beispiel 
glaubt Fillon, in Pulversheim gefunden zu haben. 
Das dortige Berufsgymnasium „Charles de Gaul-
le“ nimmt seit 2015 an einem Pilotprojekt teil, 
das vom dfi beraten und begleitet wird. Mit ei-
nem Stipendium des langjährigen Partners des 
dfi, der Strasburger Stiftung FEFA (Fondation En-
tente Franco-Allemande), ausgestattet, können 
ausgewählte französische Berufsschüler den be-
trieblichen Teil ihrer Ausbildung in deutschen 
Unternehmen absolvieren. Das hat für beide Sei-
ten Vorteile: Die französischen Jugendlichen ver-
bleiben in ihrem heimischen Schul- und Ausbil-
dungssystem, das sie ansonsten verlassen oder 
abbrechen müssten. Sie schließen mit ihrem 
französischen Berufsabschluss und dem allge-
meinen französischen Abschluss des „baccalau-
réat professionnel“ (Fachabitur) ab. Die deut-
schen Unternehmen können im Idealfall densel-
ben Jugendlichen drei Jahre lang (solange dauert 
es bis zum Abschluss) begleiten und ihn in die-
ser Zeit während 22 Wochen in ihrem Betrieb 
ausbilden und kennenlernen. Es handelt sich al-

so um mehr, als ein Schulpraktikum. Beide Sei-
ten müssen deshalb sehr motiviert bei der Sa-
che sein, um sicherzustellen, dass die Ausbil-
dungsanforderungen des französischen Lehr-
plans und die Vorstellungen der deutschen Un-
ternehmen zusammenkommen. 
Die teilnehmenden Jugendlichen profitieren in 
der Vorbereitung von einem verstärkten 
Deutschunterricht, der auch Konversationsklas-
sen und Austauschbegegnungen mit deutschen 
Azubis umfasst. Derzeit laufen die Verhandlun-
gen über die Anerkennung dieses Pilotprojekts 

in der deutsch-französischen 
Berufsbildung durch die deut-
sche Seite.
Kein Wunder also, dass dieses 
ambitionierte Vorhaben Inter-
esse über Pulversheim hinaus 
zeitigt. Neben François Fillon 
waren der Oberelsässer Abge-
ordnete Michel Sordi und der 
Präsident des Departements 
Haut-Rhin, Eric Straumann 
nach Pulversheim gekommen, 
um sich vor Ort zu informie-
ren. Am Ende erklärte Fran-
çois Fillon, dass es für ihn 
wünschenswärt wäre, wenn in 
Zukunft in Frankreich die dua-

le Ausbildung zum „Normalfall“ in der Berufsaus-
bildung würde. Bis dahin wird nicht nur François 
Fillon noch einige Hürden aus dem Weg räumen 
müssen.

Beim abschließenden Austausch zwischen den 
Besuchern und den Betroffenen plädierten Ste-
fan Seidendorf, stellvertretender Direktor des 
dfi, und Jean-Georges Mandon, Präsident der 
Straßburger Stiftung Fondation Entente Franco-
Allemande (FEFA), deshalb für Ansätze, die be-
stehende Systeme nicht radikal brechen oder 
umgestalten, sondern weiterentwickeln und für-
einander kompatibel machen. Zumindest in der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit scheint 
dieses Vorgehen kurz- und mittelfristig erfolg-
reich. Sollte es dabei gelingen, den Zugang zum 
deutschen Arbeitsmarkt durch Anerkennung der 
französischen Abschlüsse zu ermöglichen, wür-
de dies die Attraktivität des Programms sicher 
nochmals steigern. Nicht nur den Elsässer Be-
rufsschülern stünden dann die Türen beiderseits 
des Rheins offen. Auch für die von Fachkräfte- 
und Lehrlingsmangel geplagten Unternehmen 
auf der badischen Seite sollte dieses Modell, das 
derzeit für sie noch völlig kostenlos ist, 
verlockend sein.

Stefan Seidendorf  q seidendorf@dfi.de

(v.li.n.re.) Jean-Claude Eicher, Bürgermeister von Pulversheim; Stefan Seidendorf, dfi; François Fillon, Abge-
ordneter von Paris. Quelle: Kai Littmann

Stefan Seidendorf, dfi, bei der abschließenden Diskussion.
Quelle: Kai Littmann

mailto:seidendorf@dfi.de
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„Vive la famille“ – Annika Joeres und Frank Baasner 
diskutieren über Familienleben in Frankreich und Deutschland
Die Journalistin Annika Joeres (u.a. „Die 
Zeit“) ist vor einigen Jahren mit ihrem 
Mann nach Frankreich gezogen und hat 
dort zwei Söhne bekommen. Die Suche 
nach einem Betreuungsplatz für ihren vier 
Monaten alten ersten Sohn gestaltete sich 
für sie hier erfreulich unkompliziert; 
gleichzeitig empfand sie französische Müt-
ter als entspannter und deshalb glückli-
cher als die Mütter, die sie aus Deutsch-
land kannte. Davon sehr positiv überrascht 
begann Annika Joeres, ausgehend von ih-
ren persönlichen Erlebnissen als Mutter 
kleiner Kinder in einer Kleinstadt im Hin-
terland von Nizza, der Frage nachzugehen, 
warum die Geburtenrate in unserem west-
lichen Nachbarland so viel höher ist als in 
Deutschland. Ihre Erkenntnisse hat sie in 
dem Buch „Vive la famille: Was wir von den 
Franzosen übers Familienglück lernen kön-
nen“ zusammengefasst, das 2015 im Her-
der-Verlag erschienen ist.

Bei einer Veranstaltung im Kulturzentrum der 
Stadt Ludwigsburg, die die Stadtbibliothek Lud-
wigsburg, das dfi und die VHS Ludwigsburg ge-
meinsam organisiert haben, stellte Frau Joeres 
ihr Buch vor und diskutierte mit Frank Baasner, 
dem Direktor des dfi.

Zunächst las sie aus dem Kapitel „die sorglose 
Betreuung“, in dem sie Umfang, Qualität und 
Flexibilität des französischen Angebots für Klein-
kinder lobt. Dieses ist allgemein anerkannt und 
wird von der Überzeugung getragen, dass Kinder 
in der Kita sozialisiert werden. In Folge dessen 
werden Mütter, die schon bald nach der Geburt 
ihres Kindes wieder arbeiten gehen, gesell-
schaftlich anerkannt und gelten nicht, wie es in 
Deutschland noch immer der Fall sein könne, als 
„Rabenmütter“. Umgekehrt würden in Frank-
reich Mütter, die sich dafür entschieden, ihr Kind 
zu Hause zu betreuen und dafür beruflich auszu-
setzen, mit der Frage konfrontiert, warum sie ih-
rem Nachwuchs die Möglichkeit anregender ex-
terner Betreuung verweigern würden. Da die Be-
rufstätigkeit beider Eltern als Normalfall gilt, er-
warten die Mitarbeiterinnen französischer Kitas 
von den Müttern auch nicht; dass sie sich wäh-
rend der Betreuungszeiten dort engagieren, z.B. 
zum Laternen- oder Schultütenbasteln.
Das Engagement des Staates für die Kinderbe-
treuung sei auch dem in der französischen Ver-
fassung verankerten Versprechen der Chancen-
gleichheit geschuldet. Frank Baasner wies in die-
sem Zusammenhang darauf hin, dass die Ein-
schulung in die École publique mit drei Jahren 
historisch auch darin begründet sei, dass der 

französische Staat die Bildung verlässlicher 
„citoyens“ gewährleisten wolle. Eltern würden 
durch dieses System in gewisser Weise „ent-
machtet“. Doch trotz der frühen Integration der 
Kinder in das staatliche Bildungssystem verlas-
sen in Frankreich ähnlich viele Schüler wie in 
Deutschland dieses ohne Abschluss. 

Aus der Notwendigkeit heraus, ausgebildete 
Frauen wieder in den Arbeitsmarkt zu integrie-
ren, wurden in Deutschland in den letzten Jahren 
große Anstrengungen unternommen, die Betreu-
ungssituation für Kleinkinder zu verbessern. Ers-
te Erfolge zeigen sich darin, dass sich die Zahl 
der Kinder unter drei Jahren, die außerhalb ihrer 
Familien betreut werden, zwischen 2008 und 
2015 fast verdoppelt hat. Die Betreuungsquote 
für Kinder in dieser Altersgruppe liegt in 
Deutschland mittlerweile bei 32 %, damit aller-
dings immer noch deutlich unter der französi-
schen, die 68 % beträgt. Dennoch sind in 
Deutschland 13,8 Millionen Frauen berufstätig, 
in Frankreich 13,7 Millionen. Ein großer Unter-
schied besteht in der Verbreitung der Teilzeitbe-
schäftigung: In Deutschland arbeiten 46 % der 
berufstätigen Frauen Teilzeit, in Frankreich 
30,3 %.
Für Annika Joeres ist auch der Mut französischer 
Eltern zum „Nicht-Perfektsein“ ein Grund dafür, 
dass französische Mütter glücklicher und ent-
spannter sind als deutsche. Das Credo „nur 
glückliche Eltern haben glückliche Kinder“ er-
mögliche es ihnen, guten Gewissens auch als 
Mutter oder Vater Hobbies nachzugehen oder 
Freunde zu treffen. Vor allem deutsche Mütter 
stellten dahingegen sehr hohe Anforderungen an 
sich selbst und vernachlässigten die eigenen Be-
dürfnisse in dem Glauben, sie müssten sich 

möglichst viel und intensiv um ihre Kinder küm-
mern. Ihr schlechtes Gewissen, das das Schei-
tern an den eigenen Ansprüchen verursacht, 
sieht sie in gewisser Weise als schlimmer an als 
die fehlenden Betreuungsangebote.
Frank Baasner widersprach der Ansicht, dass 
französische Mütter per se zufriedener seien als 
deutsche. Französische Frauen konsumierten im 
internationalen Vergleich die meisten Psycho-
pharmaka, laut einer Studie der PEW RC waren 
2010 75 % der Franzosen der Meinung, dass 
Männer in ihrem Land bessere Lebensbedingun-
gen vorfinden. In einer Untersuchung des WEF 
zur Chancengleichheit der Geschlechter lag 
Frankreich auf Platz 15 (Deutschland Platz 11).

Einen großen Unterschied sah Baasner in der 
Besteuerung von Familien: In Frankreich profitie-
ren vor allem kinderreiche Familien traditionell 
von einer großen steuerlichen Entlastung, die 
deutschen Familien in diesem Umfang nicht ein-
geräumt wird.
Einig waren sich Annika Joeres und Frank Baas-
ner darin, dass es ideal wäre, wenn beide Län-
der voneinander die guten Seiten ihrer Familien-
förderungspolitik übernähmen. Deutschland von 
Frankreich das gut ausgebaute Betreuungssys-
tem, Frankreich von Deutschland das Elterngeld, 
das es Müttern und Vätern erleichtert, für die 
Betreuung eines Kindes eine Zeit lang beruflich 
auszusetzen.

Joeres, Annika: Vive la famille: Was wir von den 
Franzosen übers Familienglück lernen können. - 
Freiburg/Breisgau: Herder, 2015. – 223 S. – 
ISBN: 978-3-451-31236-6. – 16,99 €.

Martin Villinger q villinger@dfi.de

Annika Joeres und Frank Baasner bei der Diskussion. Quelle: dfi

mailto:villinger@dfi.de
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Von „De l’Allemagne“ bis „Chaosküsse mit Croissant“
Deutsch-französische Sichtweisen in Autobiographien und Romanen

In der Frankreich-Bibliothek findet sich ne-
ben sozialwissenschaftlicher Literatur 
auch eine Sammlung von autobiographi-
schen Büchern, die das jeweilige Nachbar-
land aus der persönlichen Sicht von Deut-
schen und Franzosen zeigen, die dort län-
gere Zeit gelebt haben oder sogar heimisch 
geworden sind. Eine Auswahl von knapp 
200 französischen und deutschen Roma-
nen bietet Beispiele dafür, wie eigenes 
oder überliefertes Erleben in Fiktion mit 
deutsch-französischer Thematik überführt 
werden kann.

Am Anfang der Sammlung steht „De l’Alle-
magne“ von Madame de Staël. Bei seinem Er-
scheinen 1810 in Frankreich zunächst verboten, 
trug das Buch in den 1820er Jahren maßgeblich 
dazu bei, dass sich französische Intellektuelle 
und Künstler wie z.B. Victor Hugo oder Gérard 
de Nerval für ihre östlichen Nachbarn und deren 
Kultur zu interessieren begannen. Deutsche Re-
aktionen auf dieses Buch zeigen allerdings, dass 
sich die Beschriebenen selbst in den Darstellun-
gen aus fremder Sicht oft nicht so recht wieder-
zuerkennen vermögen. So schrieb Heinrich Hei-
ne zu dem von de Staël vermittelten Deutsch-
landbild: „Die gute Dame sah bei uns nur, was 
sie sehen wollte: ein nebelhaftes Geisterland, wo 
die Menschen ohne Leiber, ganz Tugend, über 
Schneegefilde wandeln und sich nur von Moral 
und Metaphysik unterhalten!“
Erzählwerke aus den 1920er Jahren, in denen 
trotz vorherrschender Ressentiments für eine 
versöhnliche Beziehung zwischen den Nachbarn 
geworben wird, sind z.B. „Der Grenzpfahl“ von 
Liesbet Dill oder „Erbfeindschaft: Versuch einer 
Annährung“ der französischen Autorin Suzanne 
de Callias. 
Über die deutsche Besatzung in Frankreich und 
die Nachkriegszeit erzählen deutsche und fran-
zösische Autoren gleichermaßen: Henri Vincenot 
schildert in seinem Roman „Walther Ce boche 
mon ami“ die Freundschaft zwischen einem 
französischen Lehrer und einem deutschen Sol-
daten im besetzten Frankreich, die tragisch en-
det; Gudrun Pausewang erzählt von der verbote-
nen Liebe zwischen einem französischen Kriegs-
gefangenen und einem badischen Mädchen in 
der Ortenau. Über die schlimmen Folgen, die ei-
ne Beziehung zu einem Deutschen für eine Fran-
zösin nach der Befreiung 1944 haben konnte, 
stellt der französische Journalist Betrand Arbo-
gast in seinem Buch „La Tondue: un amour de 
jeunesse franco-allemand“ dar; über das Schick-
sal einer Französin, die schon 1946 bereit war, 
aus Liebe zu einem deutschen Kriegsgefangenen 
nach Speyer zu gehen, berichtet Catherine Pay-

sanne in ihrem autobiographischen Roman 
„L’Amour là-bas en Allemagne“.
Davon, dass sich die Beziehungen zwischen bei-
den Ländern seit 1945 deutlich entspannt ha-
ben, künden Titel neuerer autobiographischer 
Bücher wie „Le Fettnapf: Wie ich lernte mich in 
Frankreich nicht zum Horst zu machen“ der Pa-
riser Handelsblatt-Korrespondentin Tanja Ku-
chenbecker oder „Le bonheur allemand“ der 
französischen Deutschlandkorrespondentin Pas-
cale Hugues.
Über die großen und kleinen Hürden, die der 
französische Lehrer Jean-Pierre Jouteux seit nun 
bald 60 Jahren zwischen deutscher Pünktlichkeit 

und Reinlichkeit nehmen muss, erzählt die Jour-
nalistin Anita Pleic in ihrem Buch „Karambolage 
– Carambolage: Wenn Bordeaux auf Rotwein 
trifft“. Jouteux, der in den 60er-Jahren aus Aben-
teuerlust nach Mainz kam und dort heimisch 
wurde, hat seinen Platz in der Gesellschaft 
schließlich dank der Mitgliedschaft in einem 
Kleingärtnerverein gefunden.
Die Ansichten, die deutsche und französische 
Autoren über das Nachbarland vermitteln, sind 
natürlich meist nicht durch wissenschaftliche 
Studien belegt, sondern geben Klischees oder 
Einzelmeinungen wieder, über die sich trefflich 

Fortsetzung auf Seite 10

Anne Louise Germaine de Staël-Holstein bzw. Madame de Staël (1766 – 1817). Quelle: Wikipedia
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streiten ließe oder die zumindest überraschen. 
Die Journalistin Annika Joeres vertritt in ihrem 
Buch „Vive la famille: was wir von Franzosen 
übers Familienglück lernen können“ z.B. die 
Meinung, dass Dank des französischen Schul-
systems bis zur Oberstufe dort weniger Druck 
auf die Schüler ausgeübt werde als in Deutsch-
land; Pascale Hugues beschreibt die Süddeut-
schen als schwerblütig behäbig. 

Auch in manchen Jugendbüchern werden 
deutsch-französische Begegnungen auch heute 
noch thematisiert. In ihrem Liebesroman „Cha-
osküsse mit Croissant“ aus der Reihe „Freche 
Mädchen – Freche Bücher“ schildert Hortense 
Ullrich die Erlebnisse von Jojo, einem deutschen 
Mädchen, das an einem Schüleraustausch mit 
Frankreich teilnimmt. Auf dieser Reise werden 
ihre Gefühle gehörig durcheinander gebracht. 
Soll sie sich dem charmanten Franzosen Cle-
ment hingeben, der ihr jeden Morgen frische 
Croissants vorbeibringt? Kann sie ihren etwas 
chaotischen Freund Tim, der zu Hause in 
Deutschland auf sie wartet, wirklich so einfach 
vergessen? Der Strauß voller Rosen, die „Blüm 

Cover der Bücher „Au revoir, bis nach dem Krieg“ von Gudrun Pausewang (ISBN: 978-3-8369-5444-0); „La tondue“ von Bertrand Arbogast (ISBN: 978-2-296-13105-7); 
„Chaosküsse mit Croissant“ von Hortense Ullrich (ISBN: 978-3-522-50070-8); „Le Fettnapf“ von Tanja Kuchenbecker (ISBN: 978-3-499-62649-4); „Karambolage - 
Carambolage ... wenn Bordeaux auf Riesling trifft“ von Anita Pleic (ISBN: 978-3-936172-20-1).

d’amour“ von Clement sind aber einfach echt 
verlockend! Einen Überblick über alle Bücher 
zum Nachbarland aus persönlichem Erleben und 
Romane mit deutsch-französischer Thematik fin-

den Sie auf unserer Website in einem 
q Dossier.
Martin Villinger  q villinger@dfi.de 
Marit Faas; Laura Rodegher

Sozial- und Solidarwirtschaft (SSW) in Frank-
reich und Europa. Vielversprechender Weg 
aus der Krise oder „im Westen nichts Neues“?
Inwieweit lassen sich Unternehmertum und 
soziale Zielsetzungen vereinbaren? Vor dieser 
Herausforderung stehen ganz besonders jene 
Organisationen, die der sogenannten „écono-
mie sociale et solidaire“ zugerechnet werden 

und die in Frankreich in den vergangenen Jahren 
vermehrt auf sich aufmerksam gemacht haben. 

Die diesjährige Jahrestagung des dfi widmet sich 
den Formen, Eigenschaften und Entwicklungs-
möglichkeiten dieses Sektors aus deutsch-fran-
zösisch und europäisch vergleichender Perspek-
tive und lädt ein mit einem ausgewählten Kreis 

von Experten aus Wissenschaft und Praxis zu 
diskutieren. 

Programm und Anmeldeformular: 
Valérie Lejeune  q lejeune@dfi.de 

Anmeldungen sind bis zum 13. Mai 2016 
möglich.

XXXII. Jahrestagung des dfi, 2. – 3. Juni 2016
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Vizepräsident der DFH zum Chevalier de la Légion 
d’honneur ernannt
Der Vizepräsident der Deutsch-Französi-
schen Hochschule (DFH), Prof. Dr. Dr. h.c. 
David Capitant, ist in Paris mit dem Orden 
des Chevalier de la Légion d’honneur aus-
gezeichnet worden. Damit wurde er für sei-
nen großen Einsatz in der deutsch-französi-
schen Zusammenarbeit geehrt.

Bei einer feierlichen Ze-
remonie am 9. März 
2016 im Rathaus des 
5. Arrondissements hat 
der Präfekt Thierry Cou-
dert die Insignien der 
französischen Ehrenlegi-

on an David Capitant überreicht. 

„Die DFH freut sich über die hohe Auszeich-
nung, die David Capitant für sein großes Engage-
ment für die deutsch-französische Kooperation 
zuteil wurde und ist stolz auf ihren Vizepräsi-
denten“, so die Präsidentin der DFH, 
Prof. Dr. Oster-Stierle. 

Prof. Dr. Dr. h.c. David Capitant wurde mit dem Or-
den des Chevalier de la Légion d’honneur geehrt.

Capitant bekleidet seit Januar 2016 das Amt des 
Vizepräsidenten der DFH und ist außerdem Pro-
fessor für öffentliches Recht an der Université 
Paris 1 Panthéon-Sorbonne. Dort leitet er im In-
stitut für Rechtswissenschaften und Philosophie 
das Institut für deutsches Recht, betreut 
deutsch-französische Studiengänge, sowie das 
„deutsch-französische Doktorandenkolleg zur 
Rechtsvergleichung im öffentlichen Recht“.

Neben seiner universitären Tätigkeit engagiert 
sich David Capitant als Mitglied des Verwal-
tungsrats der Maison Heinrich Heine in der Cité 
Internationale Universitaire de Paris, des Verwal-
tungsrats der französischen Stiftung für das 
kontinentale Recht (Fondation pour le droit con-
tinental) und als Mitglied des Lenkungsaus-
schusses des Interdisziplinären Zentrums für 
Deutschlandstudien und -forschung. 

Nathalie Schnabel, DFH

Wissenschaftspreis 2017 des Deutschen Bundestags
2017 wird der Deutsche Bundestag wieder 
einen Wissenschaftspreis verleihen. 
Damit werden hervorragende wissen-
schaftliche Arbeiten der jüngsten Zeit ge-
würdigt, die zur Beschäftigung mit den 
Fragen des Parlamentarismus anregen und 
zu einem vertieften Verständnis parlamen-
tarischer Praxis beitragen. 

Der Preis ist mit 10.000 Euro 
dotiert. Eine Fachjury aus Wis-
senschaftlern unterschiedli-
cher Fachgebiete entscheidet 
über die Vergabe.

Bewerbungsunterlagen sind bis zum 30. Juli 
2016 an folgende Adresse zu senden:

Deutscher Bundestag
Fachbereich WD 1
Wissenschaftspreis
Platz der Republik 1
11011 Berlin

E-Mail: q vorzimmer.wd1@bundestag.de
Telefon: +49 (0)30 227 38629 bzw. 
+49 (0)30 227 38630
Fax: +49 (0)30 227 36464
Weitere Einzelheiten zum Wissenschaftspreis 
und zum Bewerbungsverfahren finden Sie unter 
q http://www.bundestag.de/wissenschafts-
preis 

Deutscher Bundestag, Berlin

http://www.bundestag.de/wissenschaftspreis
mailto:vorzimmer.wd1@bundestag.de
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Wahrnehmung des Nachbarn 
in Zeiten der Krise
Die schwierige Suche nach Lösungen der 
Eurokrise war mehr als einmal von 
deutsch-französischen Differenzen und 
Konflikten geprägt. Die Auseinanderset-
zungen beschränkten sich dabei nicht auf 
die Regierungen beider Länder. Da es um 
wichtige, sensible Fragen der Haushalts-, 
Wirtschafts- oder Finanzpolitik ging, er-
fassten die Kontroversen auch die Medien 
und die öffentlichen Debatten. Dabei wur-
den oft tradierte Bilder und Vorurteile ein-
gesetzt; manche Wahrnehmungen haben 
sich aber auch verändert oder eine neue 
Zuspitzung erfahren.

Wie entwickelt sich die wechselseitige Wahrneh-
mung, welchen Mustern folgt sie, welche Stereo-
type mobilisieren Politik und Medien, und aus 
welchem Grund? Diese und andere Fragen sind 
Gegenstand des Sammelbandes „Frankreich 
und Deutschland – Bilder, Stereotype, Spiege-
lungen“. Die Beiträge widmen sich der Debatte 
im öffentlichen Raum, aber auch politischen Ein-
zelthemen von der Energiewende über die Fami-
lienpolitik bis hin zur Flüchtlingskrise.
Herausgekommen ist ein außerordentlich facet-
tenreiches Panorama der wechselseitigen Wahr-
nehmung, die von Konstanten wie von Verände-
rungen, von Bewunderung und Kritik gleicherma-
ßen gekennzeichnet ist. Politische Karikaturen, 
Pressefotos von offiziellen Anlässen und Gra-

Demesmay/Pütz/Stark: Frankreich und Deutsch-
land - Bilder, Stereotype, Spiegelungen, Wahrneh-
mung des Nachbarn in Zeiten der Krise. Herausge-
geben von Dr. Claire Demesmay, Dr. Christine Pütz, 
Prof. Hans Stark. 2016. 242 S. Broschiert. 
ISBN 978-3-8487-3058-2

fiken von Meinungsumfragen visualisieren die 
Spannungsfelder.

Henrik Uterwedde q uterwedde@dfi.de

Ludwigsburger Schlossfestspiele 2016
Reinhard Goebel & Sarah Wegener

Reinhard Goebel ist wieder einmal einer 
musikhistorischen Rarität auf die Spur ge-
kommen: Bei Jean-Joseph de Mondonvilles 
Kantate „Le privilège du Roi“ handelt es 
sich in mehrfacher Hinsicht um ein Kurio-
sum. Der Komponist vertonte in dieser So-
lo-Kantate just jenen königlichen Bescheid, 
der es ihm erlaubte, seine Werke zu publi-
zieren und der ihn vor Raubkopien durch 
andere schützte. 

Und es könnte gleichzeitig auch eines von den 
Stücken sein, welche die berühmte Mätresse 
Madame de Pompadour dem König Ludwig XV. 
zum Amüsement in ihrem sündhaft teuren 
Privattheater dargeboten hat. Heute werden sol-
che Perlen der Musikgeschichte nicht mehr hin-
ter verschlossenen Türen versteckt. Im Forum 
am Schlosspark steht mit Sarah Wegener eine 
Solistin auf dem Podium, die es versteht, ein 

großes Publikum für sich einzunehmen. Zusam-
men mit anderen Preziosen von Niccolò Jom-
meli, Jean-Féry Rebel und Johann Christian Bach 
spannt Reinhard Goebel damit den Bogen zwi-
schen Versailles und seinem schwäbischen 
Abbild Ludwigsburg.

10. Juni 2016, 20.00 Uhr
Forum am Schlosspark, Ludwigsburg 
(Einführung um 19.15 Uhr)

Jean-Féry Rebel: Les Éléments
Jean-Joseph de Mondonville: Le privilège du Roi
Johann Christian Bach: Ouvertüre aus  Amadis 
de Gaule 

Niccolò Jommelli: Cantata Nice
Sarah Wegener: Sopran
Orchester der Ludwigsburger Schlossfestspiele, 
Reinhard Goebel: Musikalische Leitung

Eine Produktion der Ludwigsburger Schlossfest-
spiele.

Sarah Wegener. Quelle: Simon Wagner

Termine

02./03. Juni 
XXXII. Jahrestagung des dfi: Sozial- und So-
lidarwirtschaft in Frankreich und Europa. 
Vielversprechender Weg aus der Krise oder 
„im Westen nichts Neues“?, Ludwigsburg

20. Juni
Buchpräsentation in Karlsruhe: „Strategien 
nachhaltiger Stadtentwicklung in Deutsch-
land und Frankreich“, in Zusammenarbeit 
mit der Wüstenrot Stiftung.

02. – 09. Juli
Seminar für französische Nachwuchs-
journalisten, Berlin

Deutsch-Französisches Institut
Asperger Straße 34
D-71634 Ludwigsburg
Tel +49 (0)7141 93 03 0 
Fax +49 (0)7141 93 03 50
q www.dfi.de
q info@dfi.de
Redaktion: Waltraut Kruse
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Prof. Dr. Frank Baasner
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